
gas-Grossanlage wurde geprüft und unter
anderem auch wegen saisonal bedingten
Mangels an Biomasse wieder verworfen. Nun
soll die dezentrale Biogasproduktion stark
gefördert werden. Das erste Projekt ist in Bal-
zers geplant. Obwohl das Land die Aufberei-
tungsanlage mit einem Beitrag 780’000 Fran-
ken finanzieren wird, ist gemäss Angaben
der Energiefachstelle die Effizienz der Mass-
nahme – sozusagen das «eingesparte Kilo
CO2 pro Förderfranken» – gewährleistet.
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Information: 
www.autoumweltliste.ch
www.lgv.li

Das im Jahr 2004 verabschiedete Ener-
giekonzept der Regierung soll überarbei-
tet werden. Dazu sind alle Mitglieder der
Energiekommission – auch die LGU – ein-
geladen worden, weitere Massnahmen
oder Vorschläge zu bestehenden einzu-
bringen.

Der Verkehr ist – aus organisatorischen und
politischen Gründen – bis jetzt nicht Gegen-
stand der Energiepolitik. Aus sachlicher Sicht
ist dies unhaltbar, immerhin kommen 38 Pro-
zent des CO2-Ausstosses vom Verkehr. 
Zum x-ten Mal fordert die LGU die Koordina-
tion von Energie- und Verkehrspolitik. Zum 
Beispiel durch eine klare Schwerpunktset-
zung beim öffentlichen Verkehr, Förderung
von Betrieblichem Mobilitätsmanagement
und Bonus-Malus-Systeme für den Treibstoff-
verbrauch von Fahrzeugen. 

Zentral und höchst dringend sind Mass-
nahmen zur Reduktion des Heizenergiever-
brauchs. Die LGU spricht sich dafür aus, 
dass Sanierungen von Altbauten mit einem
speziellen Bonus gefördert werden sollen,
wenn ein Heizenergiebedarf erreicht wird,
der in etwa dem Minergie-Standard ent-
spricht. Bei Neubauten sollen jedoch 

nur mehr der Minergie-P-Standard oder 
Bauten mit entsprechendem Heizenergiever-
brauch gefördert werden. Fördergelder 
sollen Anreize bieten, dass nach dem Stand
der Technik saniert und gebaut wird. 
Zudem sollen auch Industrie und Gewerbe
von grosszügigen Fördermassnahmen 
profitieren können. Das Potenzial für Ver-
besserungen der Öko- und Energieeffizienz
ist hoch, sie sind auch finanziell attraktiv.
Dazu schlagen wir die grosszügige Förderung
von Erstberatungen, sogenannten «Quick-
Scans» in Betrieben vor. 

Gesetzgebung unterwegs
Die Regierung vernehmlasst zur Zeit ein
Gesetz über die Förderung der Energieeffizi-
enz und der Erneuerbaren Energien (EEG), 
es soll das bestehende Energiespargesetz
ersetzen. Ebenfalls in der Vernehmlassung ist
das sogenannte Energieausweisgesetz, mit
dem eine entsprechende EG-Richtlinie umge-
setzt werden soll. Das Gesetz regelt die 
Verpflichtung zur Vorlage eines Energie-
ausweises für Gebäude. Zudem steht auch 
ein Klimaschutzgesetz kurz vor der Ver-
nehmlassung.

Energiepolitik inklusive 
Verkehr!

Information: 
www.energieinstitut.at
www.llv.li
(Suche: Energiefachstelle)


